
Gesamtändernder Abänderungsantrag 

des Abgeordneten Ing. Höbart 
und weiterer Abgeordneter 
betreffend den Antrag der Abgeordneten Dr. Stephanie Krisper, Kolleginnen und 
Kollegen betreffend Strategie gegen Rechtsextremismus (705/A(E)) 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der eingangs bezeichnete Entschließungsantrag wird wie folgt geändert: 

"Die Bundesregierung wird aufgefordert, unter Einbindung des "bundesweiten 
Netzwerks für Extremismusprävention und Deradikalisierung" (BNED), eine umfas­
sende Strategie und konkrete Maßnahmen (wie etwa Aussteigerprogramme) gegen 
jegliche Form des Extremismus zu erarbeiten." 

Begründung 

Bereits am 28. März 2019 wurde in der 68. Sitzung des Nationalrates ein 
gleichlautender Antrag mit großer Mehrheit angenommen. 

Aus sicherheitspolitischer Sicht ist es zu kurz gegriffen, sich nur einer Form des 
Extremismus anzunehmen. Im Regierungsprogramm 2017 - 2022, "Zusammen. Für 
unser Österreich." wurde bewusst ein Fokus auf die Bekämpfung von jeglicher Form 
von staatsfeindlichem Extremismus und staatsfeindlicher Radikalisierung gelegt, um 
insbesondere terroristischen Aktivitäten vorzubeugen. 

Die dringliche Ursache für diese Ziele ist eine realistische Einschätzung: 
"Wie schon in den letzten Jahren geht die größte Gefahr für die innere Sicherheit 
Österreichs vor allem von islamistischem Extremismus aus. Auch wenn Österreich 
bisher von Terroranschlägen verschont geblieben ist, müssen die 
Sicherheitsbehörden wachsam sein, um bereits im Vorfeld gegen potenzielle 
Gefährder einschreiten zu können. Das ist dank der hervorragenden Arbeit der 
Staatsschutz- und Sicherheitsbehörden gelungen. Damit die Sicherheitsbehörden 
ihre Arbeit auch weiterhin bestmöglich leisten können, ist der Gesetzgeber 
aufgerufen, die notwendigen rechtlichen Rahmenbedingungen zu schaffen. Aufgrund 
der veränderten geopolitischen Lage in und um Österreich braucht die Regierung 
aber auch eine auf die neuen Bedrohungen und Herausforderungen (transnationaler 
Terrorismus, ausländische Agitation, Migration) angepasste Sicherheitsarchitektur, in 
deren Rahmen der Prävention in Zukunft eine wesentlich höhere Bedeutung 
zukommen muss" - Regierungsprogramm S. 31 

Der Umgang mit jeglicher Form des Extremismus innerhalb der Bevölkerung stellt 
unsere demokratische Gesellschaft in Bezug auf die innere Sicherheit und damit den 
gesellschaftlichen Frieden vor große Herausforderungen. Diesen gilt es angemessen 
und vor allem mit konkreten Maßnahmen ehebaldigst zu b gegnen. 
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